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Am 18. Oktober 2012 hat die Saeima (das lettische Parlament) in erster Lesung
wichtige Änderungen des lettischen Gesetzes über elektronische Medien
verabschiedet. Diese Änderungen betreffen vor allem die Regulierung digitaler
terrestrischer Rundfunkdienste ab 2014. Der Entwurf sieht auch potentiell
kontroverse neue Befugnisse für die Medienregulierungsbehörde vor.

Zur Zeit wird der digitale terrestrische Rundfunk von einem Betreiber
bereitgestellt, der über eine vom Kabinett organisierte Ausschreibung ausgewählt
wird (siehe IRIS 2010-2/27). Die Exklusivrechte dieses Betreibers enden am 31.
Dezember 2013. Nach den Übergangsregelungen des Gesetzes über elektronische
Medien muss das Kabinett einen neuen Rahmen für das
Betreiberauswahlverfahren zum 1. Januar 2014 entwickeln.

Am 26. April 2012 genehmigte das Kabinett ein Konzept „Über die Verbreitung
terrestrischer digitaler Fernsehprogramme ab 2014“, das für frei empfangbares
Fernsehen und Pay-TV-Programme verschiedene Arten der Verbreitung vorsieht.
Danach soll das staatseigene Unternehmen Latvijas Valsts radio un televīzijas
centrs (Staatliches lettisches Hörfunk- und Fernsehzentrum - LVRTC) die
Verbreitung frei empfangbarer nationaler und regionaler Fernsehprogramme
sicherstellen, während die Pay-TV-Sender durch einen oder mehrere kommerzielle
Betreiber verbreitet werden sollen, die anhand einer vom Kabinett organisierten
Ausschreibung ausgewählt werden.

Die Details der neuen Regelung sind jedoch noch unklar, da das Kabinett bisher
nicht grundsätzlich entschieden hat, ob die Verbreitung von Pay-TV-Programmen
wie bisher einem einzelnen oder mehreren Betreibern übertragen werden soll.

Ein weiterer wichtiger Vorschlag des Änderungsentwurfs betrifft die Befugnisse
des Nationalen Rats für elektronische Medien, der Medienregulierungsbehörde.
Der Rat soll danach die Befugnis erhalten, die Liste der Programme zu
genehmigen, die in den über digitale Terrestrik übertragenen Pay-TV-Paketen
enthalten sind. Diese Genehmigung soll Kriterien unterliegen, die zuvor in der
nationalen Strategie für die Entwicklung des Bereichs der elektronischen Medien
festgelegt werden.
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Dieser Vorschlag wurde aufgrund von Bedenken gegen die zu geringe
Verwendung der lettischen Sprache in den elektronischen Medien und die Bildung
zweier sprachlich unterschiedlicher Informationsflüsse (lettisch und russisch)
entwickelt. Linke Saeima-Abgeordneten kritisierten, er verstoße gegen die
Meinungsfreiheit und komme einer subtilen Zensur gleich. Zudem wurde
vorgebracht, der Vorschlag entspreche nicht der Richtlinie über audiovisuelle
Mediendiensten, da er die Freizügigkeit audiovisueller Dienste behindere. Da die
Genehmigung von Pay-TV-Paketen für Satellitenfernsehen und IPTV nicht gelten
würde, bestehen zudem auch wettbewerbsrechtliche Bedenken.

Likumprojekts ”Grozījumi Elektronisko plašsaziņas līdzekļu likumā”

http://titania.saeima.lv/LIVS11/saeimalivs11.nsf/0/0C142B4FF565795BC2257A2300
37F2EF?OpenDocument

Änderungsentwurf zum Gesetz über elektronische Medien
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